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Urteil des Hessi—

April 1962 wird
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Der Kläger, der am 51. Oktober 1904 geboren ist, war,
nachdem er vorher schon von 1921 bis 1950 bei einer ande—

ren Firma als Vorwalzer gearbeitet hatte, von 1934 bis

1951 bei der Firma w° Ernst He & s '}

bei S (D: ) im Walzwerk als Vorwalzer an
der Walzstraße beschäftigt° Im Juli 1951 wurden bei ihm

ein grauer Star am linken Auge und Trübungen der hinteren

Linsenschale des rechten Auges festgestellt° Er wurde vom

4. August1951bis zum28° Januar1952stationär in der,
Universitäts—Augenklinik in Gießen behandelt° Das von dem

Oberarzt Dr° C mit Einverständnisvermerk des Prof°

Dr. R erstattete Gutachten dieser Klinik vom 14. Juni

1952 kam zu dem Ergebnis, daß es sich um einen durch die

berufliche Beschäftigung im Walzwerk verursachten Feuer—

star handele„ Die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

wurde in diesem Gutachten für die Zeit vom 5. August 1951

bis zum 25. Januar 1952 auf 100 V„H., vom 26. Januar 1952

an auf 40 V.H. geschätzt. '

Die Beklagte lehnte nach eingehenden Ermittlungen über

die Art des Unternehmens der Neuhoffnungshütte durch Be—

scheid vom 19° Mai 1954 die Entschädigungsansprüche ab und

führte zur Begründung aus: Voraussetzung für einen Ent—

schädigungsanspruch für die Folgen eines grauen Stars sei,

daß der Erkrankte in einem in der Anlage zur 5. Berufs—

krankheitenverordnung (BKVO) bei Nr, 56 in der Spalte III
aufgeführten Unternehmen beschäftigt gewesen sei; der

Kläger sei aber in einem Walzwerk beschäftigt gewesen, und

ein solches Unternehmen gehöre Weder zu den Eisenhütten

noch zu den Metallschmelzereien.

Im Laufe des Verfahrens hat die Beklagte durch einen wei-
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teren Bescheid vom 30. September 1961 festgestellt, daß

der Kläger auch keine Ansprüche aufgrund der 6. BKVO habe,

weil Voraussetzung für eine rückwirkende Anwendung der

Nr. 28 der Anlage zu dieser BKVO sei, daß der Versiche—

rungsfall seit dem 1. Januar 1952 eingetreten sei. Aus

dem Gutachten vom 14. Juni 1952 gehe jedoch hervor, daß

beim Kläger der Versicherungsfall bereits vor diesem

Zeitpunkt eingetreten gewesen sei.

»Gegen den Bescheid vom 19. Mai 1954 hat der Kläger Be—

rufung beim Sozialgericht (SG) Gießen eingelegt. Dieses

hat das Gewerbeaufsichtsamt in Limburg über die Art des

Betriebes der Neuhoffnungshütte gutachtlich gehört und

über den Fall auch dem Bundesminister für Arbeit und
liSozialordnung berichtet. Dieser hat mit Schreiben v0m

12. Dezember 1956 mitgeteilt, nach neueren Forschungser—

gebnissen treffe die frühere Ansicht, daß der sogenannte

Feuerstar seiner Entstehung nach als Ultrarotstar zu be—

urteilen sei, nicht mehr zu. Vielmehr handele es sich um

Schädigungen durch Überhitzung, so daß man jetzt von

einem “Wärmestar” sprechen müsse. Die staatlichen Ge—

werbeärzte seien deshalb in Übereinstimmung mit dem Mini—

sterium zu dem Ergebnis gekommen, daß in der in Vorbe—

ireitung befindlichen Berufskrankheiten—Novelle für die

Nr. 36 die Fassung "Grauer Star (Wärmestar)" und die Aus—

dehnung der Spalte III auf alle Unternehmen vorzuschlagen

seien.

Das SG hat durch Urteil vom 21. November 1960 die Klage

abgewiesen und mit eingehender Begründung ausgeführt:

Ein Walzwerk, wie das der Firma H' sei weder als

Eisenhütte noch als Metallschmelzerei im Sinne der Nr.

36 der Anlage der 5. BKVO anzusehen, deshalb bestehe nach

der 5. BKVO kein Entschädiguhgsanspruch. Diese Verord—
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nung könne auch nicht entgegen dem klaren Wortlaut aus—

dehnend ausgelegt werden° Eine Anerkennung der Augenkrank—

heit des Klägers als.Berufskrankheit müsse vielmehr der

zukünftigen Rechtsgestaltung vorbehalten bleiben.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung beim Hessi-

schen Landessozialgericht (LSG) eingelegt. Dieses hat
durch Urteil vom 10. April 1962 die Berufung zurückgewie-

sen und den inzwischen ergangenen Bescheid der Beklagten

vom 30. September 1961 "bestätigt". Die Revision ist vom
LSG zugelassen worden. Es hat sich der vom SG eingehend

begründeten Auffassung angeschlossen, daß das Walzwerk,

in dem der Kläger beschäftigt war, nicht als Fisenhütte

angesehen werden könne, weil es nicht der Gewinnung von

Boheisen aus Erz diene, sondern der Eeiterverarbeitung

von fertigen Eisen und weil dabei auch im Gegensatz zu

einer Metallschmelzerei der Schmelzgrad nicht erreicht

werde. Weiterhin hat das LSG ausgeführt, auch der Bescheid

der Beklagten vom 30. September 1961 sei nicht rechts-

widrig. Durch die 6. BKVO sei zwar in Nr. 28 der Anlage

der Versicherungsschutz gegen grauen Star durch Wärme—

strahlung auf die Tätigkeit in allen Unternehmen ausge—

dehnt worden. Die Rückwirkung dieser Verordnung beschränke

sich jedoch auf Versicherungsfälle, die seit dem 1. Januar

1952 eingetreten seien. Bei Berufskrankheiten bestimme

sich der Zeitpunkt des Versicherungsfalles nach @ 3 Abs.

2 der 3. BKVO. Danach gelte als Zeitpunkt der Beginn der

Krankheit im Sinne der Krankenversicherung oder der Be—

ginn der Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Unfallversiche—

rung. Wie sich aus dem Gutachten der Augenklinik vom 14.

Juni 1952 ergebe, sei im Falle des Klägers der Versiche—

rungsfall, gleichgültig welchen Zeitpunkt man wähle, be—

reits im Jahre 1951 eingetreten. Die Rückwirkungsvcr—

schrift des % 4 A s. 2 der 6. PKVOverstoße auch nicht
gegen das Grundgesetz (GG).
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Das Urteil des LSG ist der Prozeßbevollmächtigten des

Klägers am 2. Mai 1962 zugestellt worden. Der Kläger

hat gegen das Urteil durch seine Prozeßbevollmächtigten

am 19. Mai 19E2 Revision eingelegt mit dem Antrag,

unter Aufhebung der Urteile des LSG und des SG

sowie der Bescheide vom 19. Mai 1954 und 30.

September 1961 die Beklagte zu verurteilen, die

Augenkrankheit des Klägers als Berufskrankheit

zu entschädigan

Am 6. Juni 1962 haben die Prozeßbevollmächtigten die Re—

vision begründet. Sie haben ausführlich ihre Auffassung

dargelegt, daß die ungleichmäßige Anwendung des neuen

Rechts der &. BKVO je nach dem Zeitpunkt der Erkrankung

gegen Art. 3 des GG verstoße. Außerdem haben sie um Aus—

legung des Begriffs der Erwerbsunfähigkeit in € 5 Abs. 2

der 3. BKVO gebeten und darauf hingewiesen, daß der Klä—

ger nach dem 28. Januar 1952 nur um 40 V.H. in seiner

Erwerbsfähigkeit gemindert gewesen sei.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

II

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs. 1

Nr. 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)und form— und
fristgerecht eingelegt und begründet worden. Sie ist

also zulässig. Jedoch hatte sie keinen Erfolg.

Für die Entscheidung darüber, ob die Augenerkrankung

des Klägers, die nach den Feststellungen des LSG durch

die berufliche Beschäftigung im Unternehmen der Neu—
hoffnungshütté verursacht ist, Entschädigungsansprüche
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nach dem 3. Buch der Reichsversicherungsordnung (EVO) be?

gründet, war im Jahre 1951, als die Erkrankung des Klä—

gers stationäre Behandlung in der Universitätsaugenklinik

in Gießen notwendig machte, Nr. 23 der Anlage zur 5. BKVO

(vom 16. Dezember 1936 — Reichsgesetzblatt —RGBI- I 1117)

maßgebend, die durch die 4. BKVO (vom 29. Januar 1943 —
BGBl I 85) nicht verändert worden war. Nach dieser Nr.

1.v. mit 5 1 der 3. BKVObestanden für eine Erkrankung
an grauen Star nur dann Entschädigungsanshrüche,

wenn die

Erkrankung durch Beschäftigung in Pétrieben zur Herstel—

lung, Bearbeitung und Verarbeitung von Glas, in Eisenhüt—

ten oder Metallschmelzereien verursacht war. Für die Aus—

legung dieser Vorschrift ergeben sich gewichtige Hinweise

aus der Entwicklung der Entschädigungsvorschriften für

Erkrankungen an grauem Star. In der ersten EKVO (vom 12.

Mai 1925 BGBl I S. 69) war unter Nr. 8 lediglich aufge—

führt "Grauer Star bei Glasmachern", in der Spalte III

der Anlage waren bei dieser Nr. nur die Glashütten aufge—

führt. Aus den vom Reichsarbeitsministerium herausgegebe-

nen Richtlinien vom 6. August 1925 (Reichsarbeitsblatt

S. 326) ergibt sich, daß man als Ursache der zu entschä—

digenden Erkrankung die Beschäftigung an den Schmelzöfen

von Glashütten ansah. In der 2. EKVO (vom 11. Februar

1929 — BGBl. I S. 27) wurde die Fntschédigungspflicht für
Erkrankungen am grauen Star dadurch erweitert, daß in der

Spalte III bei Nr. 19 nunmehr aufgeführt wurden: "Glas—«

und Eiéenhütten, Metallschmelzereien". Aus den Ausführun—

gen in Heft 12 der Schriftenreihe “Arbeit und Gesundheit",

(Die Ausdehnung der Unfallversicherung auf Berufskrankhei—

ten, erläutert Von Bauer, Engel, Koelsch, Krohn, 1929) er—

gibt sich, daß man die Ursache des "Feuerstars" in der

Einwirkung der von den glühenden Schmelzmassen und den

Wänden der Schmelzöfen ausgehenden Strahlen sah, jedoch

bereits daran zweifelte, ob die ursprüngliche Auffassung,
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daß allein Ultraviolettstrahlen die Ursache seien, zu-

treffe und weitere Forschungen zu der Frage für erfor—

derlich hielt, welche Rolle neben der strahlenden Ener-

gie die Einzelstrahlungen des Spektrums spielen (aaO

S. 239). Durch die 3. BKVC wurde die Spalte III der

neuen Nr. 23 wie folgt gefa;tz “Betriebe zur Herstel—

lung. ?csrbeitung und Verarbeitung von Glas; Eisen—

hütten, $etallschmelzereien“. Aus den Ausführungen in

Heft 29 der Schriftenreihe Arbeit und Gesundheit (3.

BKVO, erläutert von Bauer, Engel, Koelsch, Krohn, Lauter—

bach, 1937) ergibt sich, daß man nach wie vor die Ein—

wirkung kurzwelliger Ultrarotstrahlen für die entschei—

dende Ursache hielt, aber in Erwägung z0g, daß auch lang—

wellige Ultrarotstrahlen (Hitze) begünstigend mitwirken°

: Hinsichtlich der versicherten Betriebe ist ausgeführt,

daß Eisenhütten die Betriebe mit Metallöfen und andere

Strahlenöfen seien, bei denen die Eisen- und Stahlmas—

sen bis zum Schmelzgrad erhitzt_werden, während ein

Weiß— und Feinblechwalzwerk keine Eisenhütta sei (aaO

S. 307, 399). Die 4. BKVO hat die Nr. 23 der Anlage in

der Fassung der 5. BKVO unverändert gelassen. Auch die

5. PKVOvom (26. Juli 1952 - BGBl I 395) hat gegenüber
dem bisherigen Wortlaut in der neuen Nr. 36 keine sach—

liche Veränderung gebracht. Es heißt in Spalte III nun—
mehr “Herstellung, Bearbeitung und Verarbeitung von Glas,

Eisenhütten, Metallschmelzereien"° In dem Merkblatt zu

Nr. 56 der Anlage zur 5. BKVO, das vom Bundesministerium

für Arbeit und Sozialordnung unter Mitwirkung der staat—

lichen Gewerbeärzte neu aufgestellt worden ist (Arbeit

und Gesundheit neue Folge Heft 50, 1953, Seite 121) ist

nunmehr ausgeführt: Der graue Star, auch Feuerstar oder

Wärmestar und Glasbläserstar genannt, k0mme als Berufs—

krankheit in Betrieben vor, in denen Arbeiter der Ein—

wirkung von Ultrarotstrahlen ausgesetzt sind. Das seien
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längere unsichtbare Strahlen, die sich als Wärmestrahlen

äußern. Betriebe, in denen die Gefahr der Erkrankung er—
wiesen sei, seien solche zur Herstellung und Bearbeitung

von Glas in glühendem Zustand, Eisenhütten und Metall—

schmelzereian. Ob auch andere Werke der Eisenindustrie

in Frage kämen, müsse noch untersucht werden° Diese Ent-

wicklung zeigt, daß der Verordnungsgeber wegen der Schwie—

rigkeiten, den durch berufliche Beschäftigung verursach—

ten Star vom Altersstar abzugrenzen den Kreis der in den

Versicherungsschutz einbezogenen Unternehmen nur sehr

vorsichtig und allmählich erweitert hat. Vor allem aber

ergibt sich aus dem Merkblatt zu Nr‚ 36 der 5„ BKVU, daß

der Verordnungsgeber dieser Verordnung bewußt davon ab—

gesehen hat, den Kreis der in den Versicherungsschutz

einbezogenen Unternehmen der Eisenindustrie zu erweitern,

und diese Entschließung von dem Ergebnis weiterer For—

schungen abhängig machen wollte. Schon aus diesem Grunde

ist es nicht möglich, die Nr, 23 der 3. BKVO oder auch

die Nr. 36 der 5. BKVOentgegen ihrem Wortlaut und ent—
gegen dem erkennbaren Willen des Verordnungsgebers über

den Kreis der Eisenhütten und Metallschmelzereien hinaus

entsprechend auf metallverarbeitende Unternehmen auszu-
dehnen, in denen das Metall nicht bis Zum Schmelzpunkt

erhitzt wird. ' '“

Das LSG hat deshalb mit Recht entscheidendes Gewicht dar—

auf gelegt, daß die Neuhoffnungshütte trotz ihres Namens

weder eine Eisenhütte noch eine Metallschmelzerei ist,

d.h; ein Unternehmen, das der Gewinnung von Roheisen aus
Erz dient, sondern vielmehr ein Walzwerk, das fertiges

Eisen weiterverarbeitet und das Metall dabei nicht bis

zum Schmelzgrad erhitzt. Das LSG hat somit ohne Rechts—

irrtum die Anwendbarkeit der Nr, 36 der Anlage zur 5„ BKVO,

die inhaltlich mit der Nr. 23 der Anlage zur 30 BKVO über—

einstimmt, verneint.
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Wie das LSG nicht verkannt hat, würde allerdings die

Erkrankung des Klägers nach Nr° 28 der Anlage der 6.

BKVO (vom 28. April 1961 — BGBl S. 505) zu entschädi—

gen sein, da nunmehr die Krankheitsbezeichnung "Grauer

Star durch Wärmestrahlung" lautet und in Spalte III

der Anlage die Bezeichnung "Alle Unternehmen" aufge—

nommen ist. Die Anwendung dieser neuen Vorschrift auf

die Erkrankung des Klägers scheitert jedoch, wie das

LSG zutreffend dargelegt hat, daran, daß die neuen

Vorschriften nach @ 4 Abs° 2 der 6. BKVO nur dann auf

bereits bestehende Erkrankungen angewandt werden kön—

nen, wenn der Versicherungsfall seit dem 1° Januar 1952

eingetreten ist. Für den Begriff des Versicherungsfal—

les hat das LSG zutreffend @ 3 Abs. 2 der 3. BKVO ange—
wendet. Nach dieser Vorschrift gilt als "Zeitpunkt des

Unfalls“ der Beginn der Krankheit im Sinne der Kranken—

versicherung oder, wenn dies für den Versicherten gün—

stiger ist, der Beginn der Erwerbsunfähigkeit im Sinne

der Unfallversicherung. Der Beginn der Krankheit im

Sinne der Krankenversicherung liegt nach den von der

Revision nicht angegriffenen Feststellungen im Falle

des Klägers zweifellos bereits im Jahre 1951. Aber

auch eine "Erwerbsunfähigkeit" im Sinne der gesetzlichen

Unfallversicherung lag nach den Feststellungen des LSG

bereits im Jahre 1951 vor. Es kann in diesem Fall dahin—

gestellt bleiben, von welchem Grad der MdE an eine Er—

werhsunfähigkeit im Sinne des € 3 der 3. BKVO vorliegt.
Denn jedenfalls ist .iese Voraussetzung gegeben, wenn
die MdL einen Grad erreicht hat, der einen Anspruch auf

Rente begründet. Im vorliegenden Fall hat aber nach den

gleichfalls nicht angegriffenen Feststellungen vom Be—

ginn der stationären Behandlung in der Gießener Augen—

klinik an sogar volle Erwerbsunfähigkeit bestanden, und
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nach Abschluß dieser Behandlung war die Erwerbsfähigkeit

des Klägers weiterhin um 40 V.H. gemindert°

Die Bundesregierung war auch aufgrund der Ermächtigung

in 5 545 EVO aF berechtigt, durch Verordnung bestimmte
Krankheiten mit der Wirkung als Berufskrankheiten zu be—

zeichnen, daß auf sie nunmehr die Vorschriften der Unfall—
versichérung Anwendung zu finden hatten. Der Begriff der

Berufskrankheit ist zwar in @ 545 EVO aF im Gegensatz zu

€ 551 EVO nF nicht näher definiert. Hieraus ergeben sich

jedoch keine Bedenken unter dem Gesichtspunkt des Art. 80

GG, da diese Vorschrift für Ermächtigungen aus der Zeit

vor Inkrafttreten des GG nicht gilt (BVerfG 2, 507).

Auch aus Art. 129 Abs. 3 GG ergeben sich keine ausreichen—

den Bedenken gegen die allgemein gehaltene Ermächtigung

in 5 545 RVO aF (vgl. auch Holtkotten in Bonner Komm.zum
GG, @129 D 2 b und die neue Ermächtigung in 5 551 RVG
nF). Diese Ermächtigung umfaßt nach der Auffassung des

erkennenden Senats auch das Recht, Vorschriften darüber

zu erlassen, von welchem Zeitpunkt an das neue Recht ge—

gebenenfalls rückwirkend anzuwenden ist. Die Revision ver—

kennt, daß beim Fehlen derartiger Bestimmungen das neue

günstigere Recht jeweils nur auf Versicherungsfälle ange—

wendet werden könnte, die nach seinem Inkrafttreten ein—

getreten sind. Im einzelnen wird hierzu auf das Urteil

des erkénnenden Senats vom 50. Juni 1965 (BSG 23, 139)

Bezug genommen.

Das LSG hat auch zutreffend die Frage verneint, ob die

Beschränkung der Rückwirkung der 6. BKVOauf die Versiche—
rungsfälle seit dem 1. Januar 1952 gegen den Gleichheits—

grundsatz des Art. 5 GGverstößt. Der Gesetzgeber ist
durch den Grundsatz der Gleichbehandlung3pflicht nicht
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verpflichtet, neues günstigeres Recht ohne jede Ein—

schränkung auf alle Versicherungsfälle anzuwenden, aus

denen beim Inkrafttreten des neuen Rechts noch Ansprüche

hergeleitet werden könnten. Er kann vielmehr die Anwen—

dung des neuen Rechts auf die nach dem Inkrafttreten ein—

getrct:nen Versicherungsfälle beschränken oder auch eine

mehr oder weniger beschränkte Rückwirkung anordnen, ohne

daß die sich daraus ergebenden Unterschiede als will—

kürlich angesehen werden könnten. Im einzelnen wird hier—

zu auf des Urteil des erkennenden Senats vom 30, Oktober

1964 (BSC 22, 63) verwiesen, das sich mit der Frage be—

faßt, ob es gegen Art. 5 Abs, 1 GGverstößt, daß in © 4
Abs. 2 der @. BKVO die Nr° 26 der Anlage zur BKVO von

jeder Rückwirkung ausgenommen worden ist, sowie auf BSG

14, 95, 97°

Im Urteil vom 30, Oktober 1964 ist auch bereits mit wei—

teren Nachweisungen dargelegt, daß 5 551 Abs. 2 EVO nF

(i.V.m. der Rückwirkungsvorschrift des Art„ 4 5 2 Abs° 1

des Unfellversicherungs—Neuregelungsgesetzes -UVNG—) sei—

nem Sinngehalt nach nicht dazu führen kann, daß der Ver—

sicherungsträger diese Vorschrift in Fällen anwendet, in

denen keine neuen Erkenntnisse vorliegen, der Gesetzge—

ber vielmehr eine bestimmte Erkrankung bereits in das

Berufskrankheitenverzeichnis aufgenommen, die Gewährung

einer Entschädigung für weiter zurückliegende Versiche—

rungsfülle aber durch Beschränkung der Rückwirkung aus—

drücklich ausgeschlossen hat (vgl. auch B°G 21, 296)„

Das trifft auch für den vorliegenden Fall zu. @ 551

As° 2 EVC nF ist zwar nach Art° 4 @ 2 ßbs° 1 UVKG auch
anzuwenden, wenn der Versicherungsfell bereits vor dem

Inkrafttreten des UVNG eingetreten war. Voraussetzung

ist iedoch, daß die Erkenntnisse, nach denen es sich um..

;.
eine Eerufskrankheit im Sinne des 3 551 Abs. 1 BVG nF
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handelt, beim Inkrafttreten des UVNG noch als "neu" an—

gesehen werden können oder erst später ausreichende An—

erkennung finden. Im einzelnen bedarf es hierzu im

vorliegenden Fall keiner näheren Ausführungen. Denn um

"neue“ Erkenntnisse im Sinne des 5 551 Abs° 2 EVO nF
handelt es sich jedenfalls dann nicht mehr, wenn diese

Erkenntnisse den Verordnungsgeber bereits veranlaßt haben,

eine Krankheit in die Liste der Berufskrankheiten aufzu—

nehmen oder auch die Bezeichnung der Krankheit richtig—

stellend oder erweiternd zu ändern oder den Kreis der

Unternehmen zu erweitern, in denen die Versicherten gegen

den Eintritt einer bestimmten Erkrankung Versicherungs—

schutz genießen.sollen. Die Frage, ob nur die Strahlen,

die von im Schmelzzustand befindlichen Massen ausgehen,

oder vielmehr auch Wärmestrahlen einen grauen Star verur»

sachen, ist, wie dargelegt, bereits seit langer Zeit

Gegenstand von Forschungen gewesen. Beim Inkrafttreten

des UVNG hatte der Verordnungsgeber die Ergebnisse die—

ser Forschungen schon durch die Fassung der Nr. 28 der

Anlage zur 6. BKVO berücksichtigt. Eine Anwendung des

5 551 Abs. 2 EVO nF scheidet somit bereits aus diesem
Grunde aus. Der vorliegende Fall bietet keine Veranlas—

sung, die von der Revision aufgeworfene Frage näher zu

erörtern, ob der Verordnungsgeber, wenn
er eine Krank—

heit, bei der die Vorau33etzungen des @ 551 Abs. 2 EVO
nF gegeben waren, in eine neue BKVO aufnimmt, die Ent—

schädigungspflicht durch eine Rückwirkungsvorschrift

begrenzen kann.

Da hiernach dem Kläger keine Entschädigungsansprüche für

die Folgen des bei ihm bestehenden grauen Stars zustehen,

hat das LSG ohne Rechtsirrtum die Berufung des Klägers

gegen das klageabweisende Urteil des SG zurückgewiesen.
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Die Revision ist unbegründet und muß zurückgewiesen

werden (@ 170 FGG)°

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten

des Verfahrens ergeht aufgrund des 5 195 SGG.
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